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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Pafl- 
Anſtalten Beſteſlungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 18. Januar 1865. 


Preuſ en. 
K. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 


3. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (17. Jan.). 


Präſident Grabow eröffnet die 5 um 12 Uhr. — Am Miniſter⸗ 
Uſch der Miniſterpräſident v. Bismarck⸗ hönbaufen, die Minister v. Bodel⸗ 
ſchwingh, Graf Itzenplitz, Graf pi end und Graf Eulenburg. { 
Der Präſident macht —— Mittheilung von der Wahl der Schrift⸗ 
führer und der Conſtituirung der neun Fach⸗Commiſſionen. 
Miniſter des Innern: M. H.! Bei der geftrigen Sitzung hat der 
Herr Präſident ſich veranlaßt geſehen, an den Dank, welchen er für feine 
s ausſprach, eine herbe Kritik des Verfahrens der Regierung und 
eine düſtere Schilderung der Lage des Landes anzuknüpfen. Ich laſſe die 
Erörterung der Frage dahingeſtellt, mit welchem Recht der Herr Präſident 
vor Conſtituirung des Hauſes und in Abweſenheit der Vertretung der Res 
gierung eine allgemeine Anklage gegen das Miniſterium erhoben hat. Nach⸗ 
dem er kurz zuvor verſprochen, die Pflichten ſeines Amtes parteilos zu üben, 
it er nachher nicht dabei geblieben (Obo! links. Bravo! rechts). Aber die Frage 
muß ich aufwerfen: welchen Eindruck ſoll es auf unſeren königl. Herrn, die Regie⸗ 
rung und das Land machen, wenn, nachdem kurz zuvor durch den königlichen 
Mund ausgeſprochen, es möge der Gegenſatz zwiſchen Regierung und Abgeord⸗ 
netenhaus Al Erledigung finden, der Herr Präſident des Haufes kaum die 
Zeit erwarten kann, um von der unverantwortlichen Stellung aus, welche er 
einnimmt, ſehr verſtändlich zu erklären, daß der Gegenſatz viel ſchroffer ge⸗ 
weſen ſei, als von Seiten der Regierung angenommen, und die gewünſchte 
Verſtändigung nur möglich fei, wenn die Regierung fi entſchließe, die Wege 
des Abgeordnetenhauſes zu gehen. Die königliche Staatsregierung beklagt 
den Schritt des Herrn Präſidenten tief. Aber ſelbſt, wenn derſelbe die Billi⸗ 
gung der Majorität dieſes Hauſes haben ſollte, wird ſie ſich dadurch nicht 
beſtimmen laſſen, den auf Verſtändigung gerichteten Intentionen ihrer ſelbſt 
untreu zu werden. Auch wir ſtehen auf dem Felſen des Rechtes und halten 
uns für verpflichtet, uns von demſelben nicht verdrängen zu laſſen (Wider⸗ 
ſpruch und Unruhe links, Beifall rechts). So weit es aber mit dieſer Pflicht 
vereinbarlich iſt, werden wir in Form und Sache zeigen, daß unſer Wunſch, 
es möge dieſer Gegenſatz endlich ſeine Erledigung finden, ein aufrichtiger iſt 
(Bravo rechts, Ziſchen er gi 
Präſident Grabow. it Rückſicht darauf, was der Herr Miniſter des 
nnern jo eben mit Bezug auf meine bei Antritt des Vorſitzes dieſes Haus 
ſes gehaltenen Rede gejagt hat, habe ich das zu erwidern, daß mir, als er: 
wählten 3 dieſes Hauſes das Recht zuſtebt, meine Anſchauungen 
über die innere Lage des Landes offen und der Wahrheit gemäß mitzuthei⸗ 
len (Bravo!). Das habe ich gethan. Ich habe keine Thatſachen verſchwie⸗ 
en, keine anders hingeſtellt, als wie das Land ſie in dieſem Augenblicke 
ühlt. Ich glaube nicht, daß der Herr Miniſter des Innern berechtigt ge⸗ 
weſen iſt, Anſchuldigungen gegen das erwählte Präſidium zu erheben, wie 
wir ſie eben gehört haben. Ich meine, daß meine Anſprache an dieſes Haus 
eben auch 2 dem Verſtändigungsſtandpunkte ſteht. Man muß aber unter 
allen Umſtänden die Schäden aufdecken, wenn man ſie heilen will! 
(Lebhaftes Bravo.) Das habe ich gethan, meine Herren! und der Schluß 
meiner Rede ſpricht dafür, daß wir auf dem Boden des Rechts die 
Verſtändigung ſuchen, und ich glaube, daß die königl. Staats⸗Regierung 
mit uns denſelben Weg gehen muß, wenn ſie überhaupt für Preußens 
Beſſalh, wle Verfaſſung ein Segen und ein Heil fein ſoll. (Le bhafter 
eifall). 


Miniſter des Innern: Ich habe ausdrücklich erklärt, daß ich die Frage 
des Rechts unerörtert laſſe. Der Herr Präſident wird mir geſtatten, ihn 
darauf aufmerkſam zu machen, daß er nie vergeſſen dürfe, daß, wenn er eine 
Anſprache an das Haus und das Land hier in dieſem Hauſe richtet, er kei⸗ 
nen höheren Richter über ſich hat, und dieſer Umſtand weſentlich beſtimmend 
auf Form und Inhalt ſein ſollte. 

bg. Reichenſperger ergreift das Wort, um darzulegen, daß es ſich 


5 Sund von ſelbſt verſtehe, wenn für den Präſidenten des Hauſes das volle 


echt der geſchäftlichen Leitung aller Angelegenheiten in Anſpruch genommen 
werde. Gewiß dürfte man auch in deſſen Leitung das größte Vertrauen 
ſetzen, aber ein Anderes ſei es, wenn er über dieſen Kreis feiner unbeſtrit⸗ 
tenen Befugniſſe hinausgehe und in ſeinen Worten die Meinung des Hau⸗ 
ſes wiedergeben wolle. Denn er habe als Präſident nicht blos die Meinung 
der Majorität auszudrücken; auch die Minorität habe ein Recht u ıd einen 
Anſpruch, ſich vertreten zu wiſſen. Man möchte in dieſer Beziehung die 
Praxis des conſtitutionellen Muſterſtaats England und die Stellung, die in 
dem en Parlamente der Sprecher einnehme, ſich zum Vorbilde die⸗ 
nen laſſen. 


Abg. Waldeck: Es ſei von jeher Sitte im Hauſe der Abgeordneten ge⸗ 
weſen, daß der Präſident nach erfolgter Conſtituirung des Hauſes eine An⸗ 
ſprache an daſſelbe gehalten habe; er habe dabei als Organ des Hauſes un⸗ 
zweifelhaft das Recht, ſich auch über allgemeine Fragen zu verbreiten, und 
dabei eine Anſicht auszusprechen, die die Anſicht einer immenſen Majorität 
des Hauſes, zu der ja auch die Partei des Hrn. Abgeordneten Reichensperger 
gehöre, ſei, und in der ihm die Majorität zur Seite ſtehe. Wenn das nicht 
ſtatthaft ſein ſolle, ſo würde man den langweiligen Weg des Discuſſion, 
wie dies nun ſchon ſeit 4 Jahren der Fall geweſen ſei, auch ferner dahin⸗ 
— müſſen. Die Majorität des Hauſes habe nicht etwa die Abſicht, 
wie der Hr. Abg. Reichen sperger anzunehmen ſcheine, der Staats⸗Regierung 
Oppoſition zu machen, um eine andere Partei ins Miniſterium zu bringen. 
Die Majorität ſtehe lediglich auf dem Rechtsboden, den fie 4 Jahre lang 
behauptet habe, und ſie wolle weiter nichts, als denſelben auch fernerhin be⸗ 
haupten. 9 — Ein anderer Weg ſei unmöglich. Die Majorität könne 

9 zu nichts verſteheu, was einer Abweichung vom Rechtsboden gleichen 
würde; das könnten ihre Mitglieder als ehrliche Männer nicht. Der Präſi⸗ 
dent habe in gemäßigter Form der Lage des Landes und der Anſchauung 
der Majorität des Hauſes in feiner Anſprache Ausdruck gegeben. 

Wenn es, wie in Preußen, dem Miniſterium 7 ei, zu jeder Zeit 
im Haufe das Wort zu ergreifen, ſo ſei dies allerdings in Preußen conſtitu⸗ 
Uonelles Prinzip; in England ſei dies nicht der Fall, denn da müſſe jeder 
Minifter Abgeordneter fein, und nur als folder im Haufe ſprechen. (Heiter» 
leit.) Die Regierung mühe eigentlich immer Hand in Hand mit dem Abg., 
Haufe gehen, und fie müſſe deshalb in der Lage ſein, zu jeder Zeit ibrer An⸗ 
ſchauung Ausdruck zu geben, aber nimmermehr dürfe ein Minſſter, nament⸗ 
lich nicht der Miniſter des Innern, ſich eine Kritik über das Verfahren des 
Präſidiums des Hauſes erlauben. Das Haus müſſe feinem Präſidenten Recht 
geben, wenn er in feiner Aeußerung zugleich implieite ausgeſprochen habe, 

aß ſolche Aeußerungen nicht am Platze ſeien. (Bravo) 

Präſident: Verlaſſen wir den Gegenſtand, und gehen zu den Vorlagen 
über, welche die BEER Miniſter dem Haufe zu machen haben. 

Finanzminiſter bringt den Geſetzentwurf über den Staatshaus⸗ 
danse dt für 1865 ein. Er bemerkt dabei Folgendes: der Staatshaus⸗ 

alts⸗Etat balancirt in Einnahme und Ausgabe, einſchließlich des Etats für 
Hohenzollern, mit 150,714,031 Thlr. Er zerfällt in die fortdauernden und in 
die nur einmaligen oder außerordentlichen Ausgaben. Die erſteren betragen 
142,535,009 Thlr., die letzteren 8,179,022 Thlr. } a 

Er theilt darauf noch einige Zahlen mit, aus denen dieſe Poſitionen ſich 
bilden. (Die Richtigkeit der einzelnen Ziffern kann nur ſo weit verbürgt 
werden, als eine vorläufige Notirung lediglich nach dem Gehör es möglich 
Haun Ausſchließlich der Einnahmen und Ausgaben für Hobenzollern be⸗ 
läuft ſich der Etat auf 150,448,747 Thlr. In dem Etat von 1804 war die 
Soll⸗Einnahme feſtgeſtellt auf 141,060,024 Thlr., ſo daß hiernach eine Stei⸗ 
gerung der Brutto⸗Einnahme für dieſes Jahr gegen das vorige ſich ergiebt 
bon 9,388,750 Thlr. Davon gebt ab der in dieſer Steigerung der Einnah⸗ 
men nothwendig mitbegriffene Mehrbedarf an Betriebs⸗ und Erhebungs⸗ 
oſten und zwar mit 2,241,109 Thlr., ſo daß ſich eine Netto⸗Mehr⸗Einnahme 
bon 1865 gegen das Vorjahr in Höhe von 7,147,641 Thlr. herausſtellt. Ter 
Miniſter führt ſodann folgende einzelne Plus⸗Einnahmen an: Domänen und 
Zorſten 225,891 Thlr., directe Steuern 3,531,755 (Ruf: Hört, Hort ), davon 
fir, Grand. und Gebäube-Steuer allein 3,167,013 Thlr.; Verwaltung der 
ndirecten Steuern 1,276,000 Thlr.; Lotterie 3,600 Thlr.; preußiſche Bank 
136,000 Thlr.; von der Poſt⸗Zeitungs⸗Verwaltung 4,600 Thlr.; von der 
Telegrapben⸗Verwaltung 190,000 Thlr.; von der Verwaltung des Handels⸗Mi⸗ 


bon den Eiſenbahnen 1,617,655 Thlr.; von anderen Verwaltungszweigen 
e Thlr. 5 6 ö 0 a 

agegen gehen ab die gegen 1864 geringeren Voranſchlage bei einigen 
Verwaltungen mit 12,248 Tor. 8 

Der Geſammtſumme der Mehreinnahme treten nun die Ausgabe⸗Erſpar⸗ 
niſſe bei den verſchiedenen Verwaltungen hinzu, in ordinario 53,920 Thaler, 
in extraordinario 393,689 Thaler, zuſammen 447,609 Thaler. 

Die Ausgaben-Erhöhungen für 1865 konnten daher auf 7,594,650 Thlr. 
in Ausſicht genommen terden. Es iſt aber davon zunächſt zu decken das 
Aus abe 0 wie es in dem Etat von 1864 ſich aufgeführt fand in Höhe 
von 2% Mill., ſo daß noch zur Vertheilung in den einzelnen Reſſorts ein 
Plus von über 5 Mill. Thaler verbleibt. Ueber dieſe Summe iſt nach reif⸗ 
lichen Berathungen folgende Vertheilung in Vorſchlag gebracht: Für die 
Tilgung der öffentlichen Schuld follen mehr verwendet werden 72,204 Thlr., put 
Verzinſung der Entſchädigung für Grundſteuer⸗Befreiungen 500,000 Tha 
204,000 Thaler zur Verzinſung für Staats⸗Eiſenbahn⸗Anleihen. Für das 
Miniſterium des Auswärtigen iſt im Ordinario ein Mehr in Anſatz gebracht 
von 55,755 Thlr., darunter allein zur Dotirung zweier neuen Conſulate in 
3000 Thaler Thaler, und zur Anſtellung eines Kanzlers in Schanghai 
3000 aler. 

Für das Handels miniſterium ein Mehr im Ordinarium 216,676 Thaler 
einſchließlich 115,600 Thlr. zu Stromregulirungen und Hafenbauten. Für 
das Juſtizminiſterium ein Mehr von 136,000 Thlr., herbeigeführt durch die 
für nothwendig erachtete Vermehrung des Beamtenperſonals und Einkom⸗ 
dene ien die Geſtütverwaltung 8,415 Thlr. und für das Mi⸗ 
nifterium der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten 127,527 Thlr. Für das Kriegs: 
miniſterium ein Mehr von 1,672,600 Thlr., welches hauptſächlich dadurch er: 
forderlich wurde, weil für 1865 eine ſolche Zurückrechnung an Erſparniſſen 
für ſpätere Einſtellung von Rekruten, wie ſie im Etat für 1864 vorgeſehen 
war, nicht mehr hat erfolgen können. Bei der Marine ein Mehr von 228,714 
Thalern zur Vermehrung des ſeemänniſchen Perſonals und erweiterte In⸗ 
dienſtſtellung von Schiffen. Im Ordinarium zuſammen alſo 3,149,268 Thlr. 
— Im Extraordinarium: Beim Miniſterium des Auswärtigen 25,000 Thlr. 
zum Ankauf eines Geſandiſchaftshauſes in Peking, 75,000 Thlr. zur Ablö⸗ 
ſung von S 4,400 Thlr. für die Verwaltung der indirecten 
Steuern, 53,000 Thlr. für das Berg⸗, Hütten⸗ und Salinenweſen, ferner 
43,000 Thlr. zu Hafenanlagen, für das Poſt⸗ und Eiſenbahnweſen 947,750 
Thaler, für das Juſtizminiſterium „namentlich zu baulichen Zwecken, 38,820 
Thaler, für das landwirthſchaftliche Miniſterium zur Geſtütverwaltung 17,000 
Thaler, für das geiſtliche Miniſterium 49,000 Thlr., für das Kriegs miniſte⸗ 
rium 308,108 Thlr., zu Feſtungen und Kaſernen und für die Marine, na⸗ 
mentlic) zu Schiffen, 417,232 Thlr. 

Der Miniſter ſchließt: Ich hebe hervor, daß außerdem unter den ſpeciell 
benannten Poſten ſich unter den betreffenden Etats noch 59,000 Thaler 
angeführt finden für die Veteranen der Freiheitskriege und 8,500 Thaler zur 
Unterſtützung von Offizieren des Krieges von 1813-1815, die nicht pen⸗ 
ſtonsberechtigt ſind. In alle dem iſt der Etat für Hohenzollern nicht mit 
begriffen, er balancirt mit 464,200 Fl., worunter allein für Wege⸗Verbeſſe⸗ 
rungen eine Summe von 52,700 Fl. ausgeſetzt iſt. Der vollſtändig gedruckte 
Etat ſoll in kurzer Zeit dem Hauſe zugehen. 

Abg. v. Hennig: Ich ſtelle den Antrag, das Haus möge nach § 15 
und 16 der Geſchäftsordaung in Vorberathung des Staatshaushalts⸗Etats 
eintreten. Es kann nicht unbemerkt geblieben ſein, daß die Lage, in der wir 
uns in dieſem Jahre der N gegenüber befinden, nicht weſentlich 
verſchieden iſt von der in den Vorjahren. Ih habe gemeint, daß uns von 
Neuem die Ausſicht entgegentritt, entweder unbedingt den Wünſchen der 
Regierung zu genügen, oder abermals einem Jahr budgetloſer Regierung 
entgegenzuſehen. Der Miniſter des Innern hat geſagt, daß die Staats⸗ 
Regierung bereits in der Thronrede ausgeſprochen babe, fie ſei geſonnen, 
Wege der Verſtändigung zu betreten. Meine Herren! Ich habe dieſen Paſſus 
in der Thronrede nicht 5 — ſondern vielmehr den, daß das Abgeord⸗ 
netenhaus den Weg zu roller Verſtändigung mit der Regierung finden 
müſſe. Alſo nicht die Staatsregierung, ſondern wir ſollen dieſen Weg finden, 
wir ſollen Vorſchläge machen, die zu einer Verſtändigung führen ſollen. Iſt 
das nicht eine außerordentliche Zumuthung, und wie ſollen wir dieſen Weg 
finden, wie können wir ihn finden, ohne über das öffentliche Recht des Va⸗ 
terlandes hinauszugehen? ; 

Darauf wird ſich die Majorität dieſes Hauſes nicht einlaſſen. Die Lage 
iſt derartig, daß ich Sie daran erinnern muß, wie wir im Vorjahre in die 
Heimath entlaſſen worden ſind. Die Staatsregierung hat uns in das Land 
hinein und an einer Stelle, wo jede Antwort unmöglich war, den Vorwurf 
nachgerufen, daß wir die Schuld an dem beſtehenden Conflicte trügen. Und 
was hat die Staatsregierung gethan, m. H., als wir nicht mehr unſere 
Stimme in dieſem Saale erheben durften? Sie hat jede Meinungsäußerung, 
welche nicht mit der ihrigen übereinſtimmte, verfolgen laſſen und leider hat 
ſie dann Gerichte gefunden. (Murren auf der rechten Seite und im Centrum. 
Abg. Reichenſperger unterbricht den Redner.) 

Jetzt alſo tritt wieder die Forderung an uns heran, wie wir das Budget 
behandeln ſollen. Die Thronrede mag in verſöhnlichen Worten gehalten fein, 
aber ich vermiſſe den verſöhnlichen Sinn. Müſſen wir nicht die erſte Ge⸗ 
ara die ſich uns darbietet, benutzen, um uns auszuſprechen? M. H.! 
Wir dürfen die Verantwortlichkeit, die ſich an die Behandlung des Budgets 
knüpft, nicht der Budget⸗Commiſſton allein aufbürden; wir müſſen ihr durch 
unſere Beſchlüſſe den Weg zeigen, den fie einſchlagen fol. Mein Antrag iſt 
in der Abſicht geſtellt, der Commiſſion von dem ganzen Hauſe die Richtung 
zeigen zu laſſen, die ſie bei der Berathung des Budgets einſchlagen ſoll. 

Präſ. Grabow. Der Redner hat einen Ausdruck gebraucht, den ich 
100 Be orh kann. Ich muß demſelben hier daher meine Mißbilligung 
ausſprechen. 

Juſtizminiſter. Es iſt der Staatsregierung vorgeworfen worden, fie 
hätte Gerichte geſucht, die nach ihrem Wunſche geurtheilt hätten. Das Mi⸗ 
niſterium müſſe ſich Dagegen verwahren, daß die Gerichte irgendwie beeinflußt 
worden und die Unabhängigkeit der Richter beeinträchtigt ſei. (Bravo rechts.] 

Abg. Graf v. Schwerin: Er müſſe ſich für Ueberweiſung der Vorlage 
an die Budgetcommiſſion erklären. Die Thronrede ſpreche nicht blos dem 
Worte, ſondern auch dem Sinne nach für Verſoͤhnung; man möge zeigen, 
daß man fie ebenfalls wolle. Damit dürfe aber kein Recht des Hauſes ber 
geben werden, das Budgetrecht müſſe unbedingt anerkannt und die Theorie 
von der Verfaſſungslücke aufgegeben werden. (Beifall.) Die Budget⸗Com⸗ 
miſſion möge eine ſorgfältige Prüfung des Budgets vornehmen und dann 
dem Hauſe Vorſchläge machen. 

Abg. Tweſten: Nach dem Antrage des Abg. v. Hennig ſolle das Bud⸗ 
et im Hauſe nicht ſofort ſeine vollſtändige Erledigung finden, ſondern das 
aus ſolle nur Vorſchläge machen, wie mit dem Budget zu verfahren ſei. 

Aus der Thronrede ſei nicht erſichtlich, daß ein Militärgeſetz vorgelegt werden 
folle, und ehe dies nicht geſchehen, könne auch kein Budgetgeſetz zu Stande 
kommen. Es liege im Intereſſe des Landes, daß alle Mittel zur Verſtändi⸗ 
gung erſchöpft werden. In der Budget⸗Commiſſion ſeien die Miniſter bisher 
nicht erſchienen und die egierungs⸗Commiſſare ohne Inſtructionen geweſen; 
dagegen würden im Abgeordnetenhauſe die Miniſter erſcheinen müſſen, und 
dann würde es klar werden, ob ein Militärgeſetz zu erwarten ſei. Ehe ein 
ſolches Geſetz nicht N könne der Militär⸗Etat nicht berathen werden. 
Werde kein Militärgeſeß vorgelegt, dann dürfte zu erwägen ſein, ob das 
Budget nicht überhaupt zurückgewieſen werden müſſe. Den Schwerpunkt der 
Verhandlangen mehr in das Haus zu verlegen, dürfte ſich als ſehr zweck⸗ 
nehme erweiſen; er bitte deshalb, den Antrag des Abg. v. Hennig anzu: 
nehmen. 

Abg. Oſterrath. Er habe den Antrag ſo verſtanden, als ſolle die Vor⸗ 
berathung im Haufe nach § 16 der Geſchäftsordnung erfolgen. Dieſer Bas 
ragraph iſt aber nicht etwa vereinzelt angewendet worden, wie Abg. Tweſten 
meine, ſondern iſt überhaupt noch gar nicht zur Anwendung gekommen. Im 
Sinne des Antragſtellers mit dem Staatshaushalts⸗Etat zu verfahren, ſei 
durch die Geſchäftsordnung ae wa welche in ihrem 19. Paragraphen 
denſelben an die Budgetcommiſſion verweiſt, und fie wiſſe von keiner Be⸗ 
ſtimmung, daß dieſe Commiſſion eventuell vom Plenum des Haufes Ans 
weiſung erhalten ſolle, wie mit dem Etat zu verfahren ſei. Derſelbe müſſe 
daher an die Budgeteommiſſion verwieſen werden. 

Abg. Virchow: Der Herr Vorredner ſtützt ſich auf den formellen Um⸗ 


ch 
niſterit 67,872 Thlr.; vom Berg“, Hütten⸗ und Salinenweſen 54,747 Thlr.; Iftand, daß nach § 19 der Geſch. Ordnung alle Vorlagen an die betreffenden 


er,, 


Commiſſionen überwieſen werden müßten. Nach $ 14 kann aber das Haus 
beſchließen, daß anſſalt einer Commiſſion das Plenum des Hauſes = die 
Berathung eintreten könne. Es iſt auch nichts Bedenkliches dabei, da ja die 
einzelnen Poſitionen des Etats im Plenum nicht endgiltig berathen, ſondern 
der Budgetcommiſſion nur der Weg und die Direction für ihre Arbeit vor⸗ 

eſchrieben werden fol. Die Hauptſchwierigkeit liegt in der Berathung des 

lilitäretats. Er (der Redner) und die Mitglieder der früheren Budgekcom⸗ 
miſſion hielten die Berathung dieſes Etats für unmöglich, wenn die Regie⸗ 
rung nicht ihre Beihilfe eintreten ließe. Während in der Commiſſion die 
Commiſſare des Kriegsminiſteriums fortwährend erklärten, daß fie nicht er⸗ 
Ee ſeien, die Auffaſſung des Miniſteriums über einzelne Punkte aus⸗ 
zuſprechen, ſei der Kriegsminiſter ſelbſt niemals in der Commiſſion erſchienen. 
Nur der Handels⸗ und Cultus miniſter hätten ſich daſelbſt eingefunden und 
über ihre re ſeitens der Commiſſion nicht zu klagen Urſache gehabt. 

Weil die Erklärungen der Commiſſare unzureichend waren, darum war 
die Commiſſion nicht in der Lage, eine erſprießliche Thätigkeit zu entfalten; 
und die Commiſſare konnten ſich doch ſehr wohl aussprechen, da die Staats⸗ 
regierung ſtets behauptet, daß die Reorganiſation keinesweges der geſetz⸗ 
lichen Grundlage entbehre; daher oft nicht ganz correcte Rechnungen aufge⸗ 
ſtellt ſeien. Dieſem Uebelſtande folle der Hennig'ſche Antrag abhelfen, damiz 
das Haus nicht wieder in die üble Lage verſetzt werde, zu dotiren, wo es 
nicht gehörig informirt ſei. Das Haus fei in der Lage, von den Miniftern 
das Verſprechen zu verlangen, daß fie beſtimmt in der Commiffion erſcheinen 
oder aber den Etat ag este und einen andern zu fordern, der die ger 
ſetzliche Grundlage hat. Darum ſei eine Vorberathung im Hauſe nothwen⸗ 
dig, um zu erfahren, ob das Miniſterium eine Verſtändigung beabſichtigt 
oder nicht. Dieſer Weg ſei zugleich der ehrlichſte und ſchließt am beſten jedes 
Mißverſtändniß aus. Fractionsbeſchlüſſe, die den Einzelnen binden, exiſtürten 
nicht, jeder Abgeordnete ſtimme lediglich nach ſeiner perſönlichen Ueberzeugung. 

Auch die Gefahr der Uebereilung, die Oſterrath fürchte, ſei nicht borbans 
den, da die Vorberathung erſt eintreten ſolle, wenn der Etat in aller Händen 
I 7 291 ſpreche lie ve Ant, 1075 nach der eben 5 Er⸗ 

rung des Finanzminiſters der Militäretat um weitere 1 tillionen 

a 4 7 werden 85 8 4 er 

g. Waldeck gegen den Antrag Hennig's. Er erklärt ſich für den 
regelmäßigen Weg der Berathung. Die Vorberathung im Hauſe a do 
immer nur eine unreife fein. Es handle fih um die allgemeine Frage, o 
der ganze Etat zurückzuweiſen ſei oder nicht. Das erſtere ſei nicht feine 
Anſicht. Je ſchwieriger die Umſtände ſich geſtalten, um ſo wichtiger und 
nützlicher ſei das Beharren auf dem Rechtswege. Man hört oft ſagen, es 
ſei der allgemeine Wunſch im Lande, das Haus möge den Etat einfach zu⸗ 
rückweiſen. Aber damit würde man nur die Lage des Miniſteriums verbef⸗ 
ſern; dieſes würde ſagen, es ſei in die Unmöglichkeit verſetzt worden, ſich 
auszuſprechen. Er (der Redner) ſchließe ſich vollſtändig der Anſicht des Gra⸗ 
fen 5 nid big f 100 

Man möge doch ruhig ſo verfahren, wie früher. Gelange man a 
keinem Reſultate, ſo werde der Weg doch mit jedem Jahre lachte. Anf 
augenblickliche Erfolge möge man weder hoffen, noch ausgehen. Seine Mei⸗ 
nung immer wieder einfach zu wiederholen, ſei überaus wirkſam. Er bitte 
das Haus, rubig und Be zu verfahren und die Militärfrage zu dis⸗ 
cutiren, wenn die Vorlagen da ſeien. Jedenfalls würden doch die jetzigen 
Vorſchläge des Miniſteriums andere als die früheren ſein, da ja von Ver⸗ 
ſtändigung geſprochen werde. Das Land werde es fühlen, daß der gewohnte 
Weg der Behandlung der beſte ſei. Es ſei daher gut, daß die Sache durch 
den Abg. v. Hennig zur Sprache gebracht ſei; ausgeſprochen müſſe alles dies 
werden. Er werde aber gegen den Antrag ſtimmen. 

Abg. Gr. Schwerin: Ich halte den Antrag für formell vollſtändig ge⸗ 
rechtſertigt, materiell nicht. Das Haus wolle erfahren, ob das Minen 
geneigt ſei, eine Militär⸗Novelle einzubringen, das könne es heute ſchon. 
Wenn das Miniſterium das nicht wolle, würde es auch durch die Vorbe⸗ 
rathung ſich nicht zwingen laſſen. Gerade in der Budget⸗Berathung werde 
dieſe Frage ihre Erledigung finden. Man möge daher die Berathung nicht 
im Plenum übereilen. Er geböre nicht zu den ſchwächlichen Naturen, welche 
ſich nach einem Compromiß ſehnten. Wenn auf beiden Seiten der Wille 
a nt ſei, = — die Ede ganz von ſelbſt in der gewöhnlichen 
Form machen, ſei aber auf der einen Seite der Wille da i 
jo ſei überhaupt jeder Verſuch nutzlos. e ae ee 

Abg. Dr. Löwe (im Anfange ſchwer verſtändlich, wendet ſich zun . 
gen die Zweckmäßigkeitsgründe, die gegen den Antrag Pe e 
Wir bahen es uns alſo wohl zu überlegen, ob nicht einmal ein anderer Weg 
eingeſchlagen werden müſſe. Es befteht aber auch ein tieferer Grund, den 
ich hier anführen will, nicht um Anlaß zu neuen Streitigkeiten zu geben, 
ſondern weil er in Wirklichkeit in der gegenwärtigen Situation ſich uns auf⸗ 
drängen muß. Das iſt der Grund, daß wir uns wohl die Frage vorlegen 
konnen, ob wir überhaupt in der Lage find, dieſem Miniſterium, das die Lücke 
in der Verfaſſung erfunden hat, jene Lücke, gegen die Graf Schwerin in ſo 
entſchiedener Weiſe ſich ausgeſprocken bat, Geld zu bewilligen. Die Thron⸗ 
rede rühmt den finanziellen Flor des Landes; aber wenn Sie, meine Herren, 
die Stellen, die davon handeln, durchgehen, ſo werden Sie ſehen, daß faſt an 
jeder eine Anleihe hängt! Es iſt alſo ſehr richtig, wenn man ſich bemüht, 
eine Generalüberſicht äber das, was geleiſtet werden foll, zu gewinnen, und 
demnach iſt es eine Frage der Zweckmäßigkeit im höchſten Sinne des Wortes. 
Was die mogliche Verſtändi ung und namentlich die Militärfrage anbetrifft, 
— jehe ich darin — Gewiſſensſache, bei — ab un unmöglich entſchließen 

unte, ja, ja zu ſagen, wenn mein ganzes Gefühl und mein beſſeres Wiſſen 
ſich dagegen ſträubt (Bravo). 0 N 

Abg. Oſterrath kommt noch einmal auf die Geſchäftsordnung und auf 
die Bedeutung der SS 15 u. 16 zurück, indem er die Richtigkeit feiner vor⸗ 
herigen Ausführungen aufrecht zu erhalten ſucht. 

Abg. Valentini beantragt Schluß der Debatte; er wird beſchloſſen. — 
Der Antrag v. Hennig's, für den ein großer Theil der Linken ſtimmt, 
bleibt in der Minorität, dagegen erklärt ſich das Haus einſtimmig für die 
Se des Staatshaushalts⸗Etats an die Budgeteom⸗ 
miſſion. 

Ein vom Miniſterpräſidenten v. Bismarck eingebrachter Geſetzentwurf, 
die Gerichtsbarkeit der Conſuln betreffend, wird an die Commiſſion für Han⸗ 
del und Gewerbe und an die Juſtizcommiſſion überwieſen. In entſprechen⸗ 
der Weiſe wird mit zwei Regierungs⸗Vorlagen, betreffend den Bau von Ge⸗ 
bäuden in der Nähe von Waldungen auf dem linken Rheinufer, und einer 
anderen, betreffend die Beſteuerung des Zuckers, der aus getrockneten Rüben 
gewonnen wird, verfahren. Für die erſtere Vorlage wird eine beſondere 
Commiſſion beſchloſſen. 5 

Darauf A der Handelsminiſter eine Reihe bon Eiſenbahnvorlagen, 
und eine, betreffend die extraordinäreu Flaggengelder aus der Zeit der Blo⸗ 
kade, vor. Die erſteren impliciren ſämmtlich Subventionen aus Staatsmit⸗ 
teln an Je hung 140,000 Thaler, oſtpreuß. Südbahn 360,000 Thaler, 
zu beiden Gewährungen ift keine Anleihe erforderlich), oder vollſtändige 
Eiſenbahnbauten aus Staatsmitteln (Danzig⸗Neufahrwaſſer 1, 100,000 Thlr., 
zu Grundentſchädigungen für die bereits bewilligte Berlin⸗Cüſtriner Bahn 


200,000 Thaler, nach deren Gewährung der Bau ſofort beginnen kann, wei⸗ 


tere 2% Mill, für den Bau von Oldenburg auf Heppens), endlich eine Ga⸗ 


rantie des Staates für die Zinſen von 11 Millionen zum Bau der Bahn 


von Kall⸗Trier. Der Minifter will dieſe Vorlagen ſämmtlich an die Com⸗ 


miſſionen für am en, Handel und Gewerbe verwieſen haben, aber dieſe 
n 


Anſicht ſtößt nicht blos formell auf Widerſtand, ſondern es werden ſehr ber 


deutſame Einwendungen gegen ſie erhoben, welche für die Geſinnung des 


Hauſes als wichtige Symptome gelten konnen. 

Graf Schwerin empfiehlt Verwelſung der Vorlagen an die Budgetcom⸗ 
miſſion; hier ſei gerade der Punkt, wo das Haus ih klar zu machen babe, 
wie es zum Budget ſtehe. Der Handelsminiſter bittet um Beſchleuni⸗ 
gung, damit aus der Nichtausführung der Cijenbabnbauten dem Lande kein 
Schaden erwachſe. Abg. Tweſten: Man bürje der Reg gr die Mittel 
ür Eiſenbahnen nicht bewilligen, ehe der Etat nicht Rue ein Geſetz feſtgeſtellt 
ei. Wenn jene Fachcommiſſtonen das Materielle en. 
dann werde das Haus auch mit dem Budget klar fein; 
Anleihen und Garantien keine Rede 
erwachſe dem 


vorher könne von 


verzögere. Aber dieſer Schaden werde nicht durch das Haus berbeigefn 95 


f 


Vorlagen discutirt, 


ſein. Gra werin: Allerdings 
Lande Schaden daraus, wenn der Bau von Eiſenbahnen 5 a 


haben. 


hat. 


- 


zn Kr 17 Regierung, welche das Budgetrecht des Hauſes nicht aner⸗ 
enne. eifall. 
Der Herr Handelsminiſter kann die Nachtheile nicht ſehen, die das 
. erleiden würde, wenn man ſeinem Vorſchlag Folge leiſtete. 
bg. Virchow: Dem Budget erwachſe allerdings kein Schaden daraus, 
wohl aber dem Budgetrechte. Schon einmal habe ein preußiſcher Landtag 
durch Ablehnung einer an ſich nützlichen Eiſenbahnvorlage dem Vefaſſungs⸗ 
leben unſeres Staates einen großen Dienſt geleiſtet. Abg. Wachsmuth 
erinnert daran, daß die Eiſenbahnvorlagen in den vorjährigen Commiſſionen 
bereits erledigt waren, aber durch den Schluß des Landtags der Beſchluß⸗ 
faſſung im Plenum entzogen wurden. Das Haus ſei nicht Schuld, daß ſie 
in den Brunnen gefallen. Abg. v. Roenne für die Verweiſung an die 
1 ; : 
chließlich wird jedoch die Ueberweiſung an die vereinigten Commiſſionen 
für Handel und Gewerbe und für Finanzen mit großer Mehrheit beſchloſſen. 
Es folgen darauf einige Vorlagen des Juſtizminiſters, die kein beſonderes 
Intereſſe erregen. Darauf entfernen ſich die Herren Miniſter aus dem Saale. 
Nach dem Bericht über die Wahlprüfungen werden ſämmtliche Neu⸗ 
wahlen für giltig erklärt, nur die Entſcheidung über bie Wahl des Herrn 
ne en, der zugleich als Wahl⸗Commiſſar fungirt hat, wird vor⸗ 
alten. 
Abg. Reichenſperger und Genoſſen bringen einen Antrag auf Erlaß 
einer Adreſſe an Se. Majeſtät den König, dem der Entwurf einer Adreſſe 
gleich beiliegt. Einige Mitglieder des Hauſes wünſchen Vorleſung des 
utwurfs, wie Graf Schwerin und Tweſten, Abg. v. Stavenhagen wünſcht 
den Druck. Reichenſperger iſt damit einverſtanden, trotz der Verzögerung, 
die die Angelegenheit dadurch erleide. Das Haus beſchließt, den Druck des 
Entwurſs abzuwarten. — Schluß der Sitzung gegen 3 Uhr. Nachſte Sitzung 
Donnerſtags 1 Uhr. 


Berlin, 17. Jan. [Amtliches.] Se. Majeftät der König haben aller 
arten geruht: den Wirklichen Geheimen Ober⸗Regierungs⸗Rath und Unter⸗ 
taatsſekretär im Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten Dr. Lehnert zum Mitgliede des Gerichtshofes zur Ent⸗ 
ſcheidung der Competenz⸗Conflicte, ſowie zum Mitgliede des Staatsraths, und 
den Kreisrichter Michaelis aus Bunzlau zum Rath bei dem Appellations⸗ 
Gericht in Frankfurt zu ernennen. 
Berlin, 17. Jan. [Se. Majeſtät der König] empfingen im 


Laufe des heutigen Vormittags die Vorträge des Polizei-Präſidenten, 


des Mllitärcabinets und des General⸗Intendanten der königl. Mufeen, 
Herrn v. Olfers, nahmen im Beiſein des Gouverneurs, Commandan⸗ 
ten und Sr. königlichen Hoheit des Prinzen Auguſt von Würtemberg 
einige militäriſche Meldungen und aus den Händen des Lieut. Grafen 
v. Schlieffen vom 2. Garde⸗Ulanen⸗Regt. die Orden ſeines verſtorbenen 
Vaters entgegen und ertheilten dem General der Infanterie v. Bonin I. 
und dem Oberpräſidenten der Provinz Pommern, Freiherrn Senft von 
Pilſach, Audienzen. Um 4 Uhr begann der Vortrag des Miniſter⸗ 
Präſidenten. 

[Ihre Majeſtät die Königin] ertheilten heute der Gemahlin 
des Botſchafters Sr. Majeſtät des Kaiſers der Franzoſen ihre Antritts⸗ 
Audienz. — Den Kammerherrndienſt bei Ihrer Majeſtät haben vom 
15. d. M. bis 1. Februar übernommen, Graf Beißel⸗Gymnich und 
Graf Pourtales. 

[Se. k. Hoh. der Kronprinz] nahm geſtern die Meldungen der 
Oberſten v. Witzleben, v. Blankenſee und Graf Gneiſenau entgegen, 
empfing dann den General⸗Lieutenant v. Maliszewsky und den Lieute⸗ 
nant Benites, im Dienſt der Republik Paraguay. Hierauf ſtattete Se. 
k. Hoheit dem Großfürſten Conſtantin kaiſerl. Hoheit einen Beſuch ab, 
begleitete auch Abends Höchſtdenſelben nach dem Bahnhofe. (St.⸗A.) 

[Zu Schriftführern im Abgeordneten⸗Hauſe!] find gewählt: 
Schmidt (Paderborn), Seubert, Schroder, Baſſenge, Lent, Dr. Ziegert, Paris 
ſius (Gardelegen), Poſt. 

Die Kirche und die Abgeordneten.] Die feudalen Blätter 
heucheln Verwunderung und Entrüſtung darüber, daß die Abgeordneten 
nicht in größerer Zahl der gewohnten, gegen ſie gerichteten Straf⸗ 
predigt im Dome, vor der Eroͤffnung des Landtages, beigewohnt 
Die Sache iſt doch einfach. Eine ſolche Strafpredigt können 
die Abgeordneten ſich ja noch oft genug in ihrem eigenen Hauſe von 
feudal⸗pietiſtiſchen oder ultramontanen Collegen halten laſſen, ohne daß 
5 ſich in der unangenehmen Lage befinden, nicht antworteu zu 
dürfen. 

([Nach einer Verfügung des Kriegsminiſte riums! foll, 
wie bereits telegraphiſch gemeldet worden, die definitive Auflöfung der 
Garde⸗, der zweiten und der dritten Handwerks⸗Compagnien ſofort ber 
wirkt werden. Die Offiziere dieſer 3 Compagnien werden in den Dienſt 
derjenigen Artillerie⸗Brigaden zurücktreten, von welchen fie abcomman- 
dirt waren. Die im Betriebe und bei der Verwaltung der hieſigen 
Artillerie⸗Werkſtatt fungirenden Offiziere ſollen bis zum Eintritt des 
neu zu bildenden Verwaltungs⸗Perſonals in ihren bisherigen Stellun⸗ 


gen verbleiben. 
c Deut ſechland. 


Darmſtadt, 14. Januar. [Convention mit dem Bi⸗ 
ſchof.] Die Interpellation von Metz betreffs der mit dem Biſchof 
von Mainz abgeſchloſſenen Convention iſt vorgeſtern von dem Mini⸗ 
ſterium dahin beantwortet worden: daß die Convention fortdauernd 
als in rechtlicher Kraft beſtehend anerkannt werde. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Berlin, 18. Jan. Morgens. Der Adreßentwurf der Ab: 
geordneten Neichenſperger, Oſterrath, Nohden und Genoſſen 
ſagt: Wir hoffen zuverſichtlich, daſt die errungene Selbſtſtän⸗ 
digkeit der deutſchen Nordmarken baldigſt einen definitiven Ab⸗ 
ſchluß erhalte, entſprechend den Rechten der Herzogthümer, 
den Intereſſen Preußens und Deutſchlauds. Wir kommen 
bereitwilligſt den auf Verſtändigung gerichteten Schritten der 
Regierung entgegen, allein dies iſt nur möglich, wenn das ver⸗ 
faſſungsmäßige Landesrecht von der Staatsregierung anerkannt 
wird. Das verfaſſungsmäſtige Landesrecht aber iſt durch das 
dreijährige Verfahren der Staatsregierung thatſächlich in 
Frage geſtellt. 

Erinnernd an die Nichterledigung des Budgets, anführend 
den Verfaſſungsartikel 99, fährt die Adreſſe fort: für die Zu⸗ 
kunft iſt die Ausgleichung des Conflictes nur dadurch ermög⸗ 
licht, daß formell die Staatsregierung vor Allem das Verfaſ⸗ 
ſungs⸗Budgetrecht anerkennt, nach der materiellen Seite mit 
Vorſchlägen entgegenkommt, welche mit der Moorganifation 
verbunden eine Mehrbelaſtung des Landes thunlichſt ermäßigen. 
Es iſt die Heberzengung des preußiſchen Volkes, daß die jüngſt⸗ 
bewährte Tüchtigkeit der jüngeren wie der älteren Mannſchaf⸗ 
ten den zweijährigen Präſenzſtand als ansreichend bewieſen 
(Wolff's T. B.) 
Kiel, 17. Jan. Die heutige „Kieler Zeitung“ meldet, daß, ſiche⸗ 


rem Vernehmen nach, die Verwaltung des Zollweſens und des Tele⸗ 


graphenweſens der Herzogthümer von hier nach Flensburg verlegt wer: 


Depeſche des Commandirenden der an der Oſtküſte von Afrika ſtatio⸗ 
nirten franzöſiſchen Schiffsdiviſton, daß der militäriſche Commandant 

der Stadt Aden es abſchlagen würde, den auf der „Orne“ eingeſchiff⸗ 
ten franzoͤſiſchen Offizieren wegen der ihnen widerfahrenen Beleidigung 
Genugthuung zu geben, und empfiehlt, man möge ſich deshalb direct 


an die engliſche Regierung wenden. 
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8s Breslau, 18. Jan. [Die geſtrige Wahlmänner⸗Verſamm⸗ 


lung der verfaſſungstreuen Partei] eröffnete Hr. Rechtsanwalt Pe: 
terſen mit einem Reſums über die Vorgänge, die bezüglich der Abgeord⸗ 


netenwahl von Intereſſe waren. Als die bekannte Reſolution beſchloſſen 
war, fand eine Sißung des Wahlmänner⸗Comite's der vereinigten liberalen 
Parteien ſtatt, in welcher über die Verſammlungen der beiderſeitigen Vereine 
referirt wurde. Man wollte ſich demnächſt über die Candidaten und Prin⸗ 
ipien verſtändigen. Getreu dem Beſchluſſe ihres Vereins erklärten die Ver⸗ 
1 daß ſie an der Candidatur Schöller's feſthalten. Von 
jener Seite ſchlug man noch andere Candidaten vor und erklärte 
ſich vor Allem für das Prinzip, wonach bei der Vorverſammlung 
die Majorität unbedingt entſcheidend und für den Wahlakt bindend ſei. Die 
Verfaſſungstreuen konnten, wie ſchon früher, dieſes Prinzip nicht annehmen, 
die Sitzung verlief reſultatlos, und da von der Annahme jenes Prinzips 
ſtillſchweigend das fernere Zuſammengehen abhängig gemacht war, fo ſchien 
die Trennung unvermeidlich. Noch war die Möglichkeit der Verſtändigung 
einer Sitzung vorbehalten, die auf Sonnabend anberaumt war, und in der 
ein definitiver Beſchluß gefaßt werden ſollte. Freitag Abend war der Vor⸗ 
ſtand des verfaſſungstreuen Vereins beiſammen, und erfuhr, daß an dem⸗ 
ſelben Abend der Vorſtand des Wahlvereins eine Sitzung hielt. In dieſe 
wurden nun zwei Mitglieder (Redner und Kaufm. J. Friedenthal) entſendet, 
welche dort mittheilten, wie der verfaſſungstreuen Partei durchaus daran gelegen, 
daß die Vereinigung aufrecht erhalten werde. Dies hatte der Borſtand der 
Verfaſſungstreuen in einem Beſchluß präciſirt, dahin lautend: „Wir ſind 
nach wie vor der Ueberzeugung, daß es von der weſentlichſten Wichtigkeit iſt, 
die Verbindung der liberalen Parteien zu bewahren, und erachten es des⸗ 
halb für zweckentſprechend, eine Verſammlung aller liberalen Wahlmänner 
wie früher zu halten. Wir wünſchen zu einem einmüthigen Beſchluſſe zu 
gelangen, ſind jedoch nicht im Stande, die Wahlmänner unſerer Partei im 
Voraus zu beſtimmen, daß fie ſich dem Beſchluſſe der Majoriiät der Wahl: 
männer unterwerfen.“ Dort wurde in durchaus ruhiger Weiſe verhandelt. 
Die Verfaſſungstreuen ſchlugen vor, man möge abſtimmen laſſen, ohne daß 
die eine Partei gebunden ſei. Dies wurde als unpraktiſch verworfen. 

Darauf ſchlugen fie vor es mochte der Gegenſtand vor einer allgemeinen 
liberalen Männer⸗Verſammlung erörtert werden. Dies iſt ebenfalls aus 
practiſchen Gründen abgelehnt worden. Dabei hob man herbor, daß die 
Mitglieder der Fortſchrittspartei am Sonnabend ſich verſammeln und den 
Berfaflungstreuen unbenommen fei, dort zu erfcheinen. Während der Vor⸗ 
ſtand an dieſem Tage Nachm. 5 Uhr vereinigt war, um über die Angele⸗ 
genheit zu berathen, erhielt Redner, und wie er annimmt, auch die anwe⸗ 
ſenden 
Zeitungen ſtand und von dem proviſoriſchen Comite der Fortſchrittspartei 
unterzeichnet war. Nachdem dieſe Einladung ergangen, war die Trennung 
definitiv beſchloſſen. Der Vorſtand der Verfaſſungstreuen erließ nun ſeiner⸗ 
ſeits die Erklärung im Mittagblatte vom Montag und die Einladung zu 
der gegenwärtigen Berfammlung, ® ö 

Nachdem Redner ſeitens des Vorſtandes Herrn Schöller als Candidaten 
genannt, wurde derſelbe von Herrn Commerzien⸗Rath Molinari befür⸗ 
wortet. So lange es in der Partei Männer gebe, welche die Rechte der 
Nation im Abgeordnetenhauſe ſo vertreten, wie Graf Schwerin, Grabow 
u. A., halte er es nicht an der Zeit, im Lande Candidaten von extremer 
Richtung zu wählen. Gegen Scholler könne Niemand etwas einwenden, 
als daß er zur verfaſſungstreuen Partei ern Habe dieſe auch wenig oder 

ar keine Ausſicht auf Erfolg bei der bevorſtehenden Wahl, ſo werde die 
Partei doch erſtarken und ſich für die Zukunft ihren Weg bahnen. a 

Nach der Abſtimmung, deren Reſultat wir im Morgenblatt mitgetheilt, 
bemerkte Herr Traube: Wenn auch die Verſammlung nicht ſehr zahlreich 
beſucht ſei, möge man ſich doch nicht abſchrecken laſſen. Bleibe die Partei 
auch diesmal in der Minorität, künftig werde fie eine um fo größere Majo⸗ 
rität erlangen. E . 

Herr Prof. Braniß ſagte, Ziegler ſei in der geſtrigen Verſammlung 
mit 249 Stimmen deſignirt worden. So viel er gehört, betrage die abſolute 
Majorität 270 Stimmen. Es dürften engere Wahlen eintreten. Vielleicht 
wäre für den eventuellen Fall ein Compromiß mit der rechtsſeitigen 
Partei möglich. Dieſelbe halte an dieſem Abend eine r ab; er 
wiſſe nicht, welchen Deputirten ſie aufſtelle, wie er vermuthe, einen ſolchen, den 
er nicht annehme und für den er nicht ſtimme. Möglicher Weiſe konnte man 
ſich über eine mittlere Persönlichkeit . dies wäre eine rein prak⸗ 
tiſche Maßregel, um ſich nicht ſchlagen zu laſſen. Für einen ſolchen Fall 
nennt Redner v. Saucken⸗Julienfelde. Andernfalls möge fich die Par⸗ 
tei der Stimmen enthalten. Darauf wurde entgegnet, daß bei engeren Wah⸗ 
len nur ſolche Candidaten in Betracht kommen, welche bereits in den frühe⸗ 
ren Scrutinien Stimmen erhalten haben. . ; 

Der Vorſitzende glaubt, ſelbſt für einen ei. Fall laſſe ſich ein neuer 
Candidat aus praktiſchen Gründen nicht empfehlen. Wenn der Fall eintreten 
ſollte, wo die Wahl ſchwankt zwiſchen einem Candidaten der reactionären 
Partei und Ziegler, müßte man für Ziegler ſtimmen. — Herr Patzki 
glaubt, dieſe Eventualität werde keinesfalls eintreten. 

Hr. Juſtizrath Fiſcher theilt mit, daß von den Wahlmännern der Partei, 
welche nicht anweſend, Hr. Juſtizrath Krug die ausdrückliche Erklärung ab⸗ 
giebt, er werde mit den Verfaſſungstreuen ſtimmen. Mehrere Redner ſpre⸗ 
chen ſodann über die Candidatur des Herrn Juſtizrath Bouneß, für den 
man eventuell ſtimmen könne, owohl derſelbe der Fortſchrittspartei angehöre. 

Nachdem Hr. Molinari dem Braniß'ſchen Antrage, wonach die Partei, 
wenn Schöller in der engeren Wahl ausfällt, ſich der Stimmabgabe ent⸗ 
halten fol, beigetreten, erklärte ſich auch die Verſamlung damit einverſtan⸗ 
den. Schließlich wurde das bisherige Comite beſtätigt. 


Z. Oels, 17. Jan. [Sibyllenorter Silber⸗Diebſtahl.] Trotz 
der angeſtrengten Thätigkeit des Unterſuchungsrichters und des von Berlin 
ſich hier befindlichen Criminal⸗Commiſſarius wollte es nicht gelingen, bei dem 
hartnäckigen Leugnen der Verhafteten, das geſtohlene Silberzeug zu ermit⸗ 
teln. Heut Morgen wurde ein Gefangener in Ketten und in Begleitung eines 
Gendarms, des Unterſuchungsrichters und des berliner Criminal⸗Commiſſarius 
zum Breslauer⸗Thore hinaus transportirt. Man ver muthete ein Geſtänd⸗ 
niß und die Bezeichnung des Ortes, wo das geſtohlene Silberzeug 
verborgen ſei, und daß zu dieſer Auffindung der Transport veranlaßt 
worden ſei. Die Vermuthung hat ſich als Wahrheit beſtätigt, denn das ge⸗ 


ſtohlene Silberzeug hat man auf den mankerwitzer Wieſen in Säcken A 


vergraben glücklich gefunden und an das Gericht abgeliefert. Es ſoll nichts 
davon fehlen. Der an Ort und Stelle Transportirte hat den Verräther 
gemacht und den Ort des Verſteckes nach vielen vergeblichen Verhören 
und Ermittelungen geſtanden. Durch die unausgeſetzte und gewandte Thä⸗ 
tigkeit des berliner Criminalcommiſſarius iſt es gelungen, viele in hieſiger 
Gegend verübte Diebſtähle zu ermitteln, und wollen wir von Herzen wüns 
ſchen, daß wir durch ſeine fortgeſetzte Umſicht und Thätigkeit von den Spitz⸗ 
buben, von denen unſere Gegend unſicher gemacht wird, wenigſtens auf einige 
Zeit befreit werden. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerftand bei 0 Grd. Luft⸗ Wind⸗ 
in Pariſer Linien, die Tempera⸗ Tempe: ang und 
tärke, 
325,58 


tur der Luft nach Reaumur, ratur. 
SO. 1. Wolkig. 
324,50 0,4] S. 1. g Bedeckt. Regen. 


Breslau, 17. Jan. 10 U. Ab. +0,2 
Breslau, 18. Jan. I Wafferſtand B=. 10 F. — Z. U. 5 F. 2 5. 
Eisſtand. 


Ba⸗ 
rometer. 


Wetter. 


18. Jan. 6 U.Mrg 


b 
war die heutige Börfe faft geſchäftslos. Erſt nach 2 Uhr, als 


17 
Bank⸗Aktien 789, —. Nordbahn ei. 80, Credit⸗ 


ahlmänner diejenige Einladung, welche am Sonntag Früh in den 


«Gert, 205, 80, Gallier 228, 75, 


London 114, 90, Hamburg 86, 80. Paris 45, 80. Gold —. Böhmi 
Weſthahn 165, 75. 9 Bone 126, 50. 1860er Looſe 95, 75. — 
Eiſenbahn 246, —. Neueſte Lotterie⸗Anleihe —, —. e Anleihe —. 

un a. M., 17. Januar, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Die 
Börſe war ziemlich feſt. Geſchäft unbelebt. Neue Finnländiſche Pfand⸗ 
briefe 88. Schluß⸗Courſe: . 145% B. Wiener 
Wechſel 101. Darmſtädter Bank⸗Aktien 233. armſtädter Zettel⸗Bank 
255%. FSproz. Metall. — 4c proz. Metall. 53%. 1854er Looſe 74%. 
Oeſterreich. National⸗Anleihe 67%. Oeſterr.⸗Franzoſ. Staats⸗Eiſenbahn —. 
Oeſterreich. Bank⸗Antheile 813. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 186. Oeſterr. 
Cliſabet⸗Bahn 115. Rhein⸗Nahebahn 27%. Heſſiſche Ludwigsbohn 130%. 
1860er Looſe 83%. 1864er Looſe 87%. Böhm. Weſtbahn 71%. Finnländ. 
Anl. —. 6% Vereinigte Staaten⸗Anl. pr. 1882 47%, 

Hamburg, 17. Jan., Nachm. 2% Uhr. Ziemlich feſt und ruhig. 
Neue Finnländ. Anl. % % niedriger. Schönes Wetter, leichter Nachtfro 
Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 68%. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 78 4. 
Vereinsbank 106%, Norddeutſche Bank 112%, Rheiniſche 107 B. Nord⸗ 
bahn 70%. Finnländ. Anleihe 84. 6proz. Verein. Staaten⸗Anl. pr. 1862 
43. Disconto —, Wien 89, 25. Petersbur RR 

Hamburg, 17. Jan. [Getreidemarkt. eizen und Roggen fort⸗ 
an 7 81 n Mai 25%, Oktbr. 25%. Kaffee ruhig, Inhaber 

alten feſt. Zink matt. 

Liverpool, 17. Jan., Nachm. 1 Uhr. [Baumwolle.] 3000 Ballen 
Umſatz. Markt ſtille; man wartet den Mancheſterbericht ab. Die Notirun⸗ 
gen ſind ſchwierig und nominell wie geſtern. 


Berliner Börse vom 17. Januar 1865. 


Fonds- und Geld-Course. Eisenbahn-Stamm-Aotien. 


Freiw. Staats-Anl. . .[419'102%, G. 


Staats-Anl. von 185915 103 bz. Dividende pro 1862 1863 Zf. 
dito 1850, 524 97½ bz Aachen-Düsseld.] 3½ | 3½ 3½98 ½ d 
dito 185304 97½ 6. Aachen-Mastrich| — — 14 ]40 bz. 
dito 1854 4½ 102% bz Amsterd.-Rottd.,] 6 oh 1 2% G. 
dito 1855411211024, ba Berg.-Märkische. 6% 4 |133% br. 
dito 18561411024, bz Berlin-Anhalt . 81 sh 4 [1841 ba. 
dito 1857/4111024, ba Berlin-Hamburg | 61, | 71% 4 139% bz. 
dito 185804110 2½ bz.  |Berl.-Potsd.-Mg..]4 14“ 4 210% bz. 
dito 1864 112 1024 br. Berlin-Stettin....| 7 8½% 4 113 bz. (. D. 

Staats-Schuldscheine 31,91% bz. Böhm.-Westb ...]| — — 55 % G. 

Präm.-Anl. von 1855131, 127 7 4 13% bz 


B. Breslau-Freib . . 8 7 a 
Berliner Stadt-Obl. „4131103 G. Cöln-Minden.... 11294 121 
/ Kur- u. Neumürk.3½ 87 G. 1 


8 Cosel-Oderberg..] Ya h 4 4 bi. 
2 Pommersche. . 34a 87 br. dito St.-Prior.] — — 44 ½.f 681 B. 
3) Posensche — 4 4 — — dito dito — — 6 490 B. 
3 F 3. — — — Galiz.Ludwigsb. | — — 15 Bra.d.D. 
2 dito neue . . . q 4 [MY br. Ludwigsh.-Bexb.| 9 9 4 143 ½ bz 
Schlesische . 3½(— — — Magd.-Halberst. „251g 22% 4 216 bz. 
/ Kur- u. Neumärk. 4 |97% bz. Magdb.-Leipzig..|17 17 4 [250 @. 
3 \ Pommersche..,.: 4 |97% bz. Mainz-Ludwigsh| 71 7 4 127% bz 
& )Posensche ....... 4 195% bz Mecklenburger. ] 21/3 | 218 4 .|77%, bz 
54 Preussische,..... 4 |971% b Neisse-Brieger. .| 4 is 4 184% d= 
3 Westph. u. Rhein./4_|97%, B Niedrschl.-Märk.| 4 4 196% bz 
2 (Sächsische. ...... 4 08 pa. Niederschl. Zwgbf 21/12 2½ 4 |77% bz 
Schlesische 4 198% d. Nordb., Fr.-Wilh. 01 37/1 [4 72 à % b 
Louisd’or 1101% bz.B.\Oest.Bkn. 87 G [Oberschles. A. 10 N loi (34211885 bu . 0 
Goldkronen 9,6%, G. [Poln.Bkn.— — — ai 8 . 1 15 100 90 TR 
—— —— ꝶ f.᷑———ů5r⸗¶ —2－.B4 1 18 2 „u. G. 
Ausländische Fonds. Oestr.-Fr. St.-B..| 5 5 66 125,9 J (..) 
Oesterr. r e 62% g Oest. südl, St.-B.] — 8 — 1440 bz. (i. D.) 
dito Nat.-Anl. % 169% b Oppeln-Tarn . . 2½ | 2½ 4 1840 bz. 
dito Lott.-A. v. 60% 83 % bz „kheinische . 6 6 109%, bz 
dito dito 64/— 50 ½ ba. dito Stamm- Pr. 6 6 4 un B. 
dito der Pr.- A. 4 11 Rhein-Nahebahn] — — 3 |27% ba. 
dito  Eisenb.-L. ..\— |13 Kehr. Cr. K. Gldb. ] 4½% f  3y,l1al, G. 
Russ.-Engl. Anl. 18625 88 ½ bz u B. Stargard-Posen. .| 6 4 31% 97½ ba. (I. D.) 
dito Holl. Anl. 18646 88 ½ bz. Thüringer 7% 179% !a 128% bz. 
dito Poln. Sch. Obl4 71 br. 
Poln.Pfandbr.IIL Em. 4 75 ½ bz 
Poln. Obl. à 500 Fl. 4 B. Bank- und Industrie-Papiere. 
dito 300 Fl. 5 92½ bz 
dito 5 200 Fl. — we Pe Berl. Kassen-V, | 5% 6 4 1125 G. 
Kurhess. 40 Thlr. . 64 B. Braunschw. B...! 4 — 4 185% B. 
Baden. 35 Fl. Loose.!— 30 B. — tee — 95 = 8. 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. . Zettelb.| 9 6 4 101 B. 
Berg.-Märkische . 41731101 6. Geraer Bank. . 71 7 4 105 etw, bz, 
ito 11,ja1,]101 R Gothaer „ 5 61% 4 199% Kigkt. bz. 
dito IV.|411%9 B. Hannoversche B. 5 5½ 4 10! a. 
dito Inn. be, Hamb. Nordd. B.] 6 62% 4 113% b 
Cöln- Minden. 4 ½ 101 „. Vereins-B.| 6494 | 612] 110612 ‚© 
ito 11.5 104 ½ G. Königsberger B.] 543 | 3% j4 104½ 
dito 4 I -— Luxemburger B.|10 9 4 185 bz. 
dito III. 100 Magdeburger B.] 48, [4½: 4 100 etw. bz 
dito 4% 01 %½ bz Posener Bank... 520% 69,5 [4 199%, B. 
dito WIA %%% 05 Preuss. Bank.A.| 6% [78% Ah 4d. 
Cos.-Oderb. (Win.) 4 189% B Thüringer Bank.] 3 4 4 115 @ 
Galiz. Ludwigsb....]5 84 bz. Weimar 1 18 5½% 4 90 B. 
N * 1 — bz. 
to cons⸗ . Berl. Hand.-Ges.| 9 8 „ 12¼ bz. 
dio Ira |94% Coburg.redb.A|8 |7 f Ina. 
„dito IVA 0% ba Darmstädter „ 6½ 5½ 4 01 bz. 
Niederschl. Zweigb Ar Dessauer „1 — — 14 100 p. St. B 
Litt. O... . 102½ bz Disc.-Com.-Ant. .| 7½ | 6½ 4 100% bz. 
Oberschles, A. ee Genfer Credb. A.] 31, | — 4 4 % ba 
1 — N 311,185 bz Leipziger „ 3½ 4 4 18% 6. 1. 5) 
—. N v4 FRI" Meininger . 7 4 199% etw. bz 
ern RR b 8475 52 MoldauerLds.-B. | 2½0 | 2½ 4 36 etw. bz 
dio F. 41 101t, 8. Oesterr. Oredb. A. 8, |6 5 1000 bz. (l. D.) 
gest-Franz. . J 1201148251 br. Se. Bant-Ver s f ‚6 [100% . 
Oest. südl. St-B......]3 245% ha. u B. 
Rhein. v. St. gar. 44½ 101½ @, Minerva. . . — — 6 129%, etw. bz. 
Rhein-Nahe-B. gar ...41,'100%, ba. Fbr.v.Eisenbbfd.] 8½ | 8 5 109 bz. u. G. 


Wechsel-Course. 


Amsterdam 280 Fl. 10 T. 144½ bz. Augsburg 100 Fl.. 2 M. 88. 20 a, 
dito dito 2 M. 143 br. Leipzig 100 Thlr. . 48 T. „ 8. 
Hamburg 300 . . % 82% }z dito dito, 2 M. 9975 bz, 
dito dito 2 M.] 181% bz Frankfurt a. M. 100 F1.|2 M.|56. 22 G. 
London 1 LS... 3 M. 6. 20½ bz. Petersburg 100 8.-R...|3 W. 88 N, ba. 
Paris 300 Fres 2 M. 80 br. dito dito 3 M. 84% ba. 
Wien 150 Fl... 4. 75187 dz. Warschau 90 8.-R. . 8 T. 27½ ba. 
dito dito 2 M. 86% bz Bremen 100 Thlr.. . 8 T. 110 bs. 


70 
„bez. und Br., % Thl. Gld., 
Thl. bez., Juni⸗Juli 36% Thl. bez. En uli⸗ 


„ poln. 22— 
Thl. ab Bahn bez., pomm. 224, Thl. ab Bahn bez. 52 pr. — 
20% Thl. Br., Frühjahr 21 Ya Thl. 8 Mai⸗Juni 22 Er 


Thl. . 
Gld Erbſen, Kochwaare 42 —50 Thl., Futterwäare 39—42 


2 Thl. Br. 


* Breslau, 18. Jan. Wind: Süd. Wetter: veränderlich. Thermo⸗ 
meter Früh 1 Grad Wärme, Bei ruhigem Geſchäſtsverkehr waren Preiſe 
am heutigen Markte ohne Aenderung. 

Weizen ſchwacher Umeatz, pr. 84 Pfd. ſchleſ. weißer 52 63 Sgr., gelber 50 
—57 Sgr., feinfte Sorte über Notiz bezahlt, galiz 17 und polniſcher weißer 
50 — ., gelber 50 — 56 Sgr. feinite Sorte d Notiz bezahlt, erwach⸗ 
ſener Weizen 45—49 Sgr. — Roggen preishaltend, pr. 84 Pfd. 33—41 
jeinfte Sorte bis 42 Sgr. bezahlt. — Gerſte ftil, pr. 74 Pfd. weiße 36 


—37 Sgr., gelbe 28—31 „ — Hafer ruhiges Geſchaft, pr. 50 
24—27 Wit — Erbſen wa beachtet. — Wicken mehr offerirt, 8 
64 Sgr. — Delfaaten wenig angeboten. — Lupinen ſchwach beachtet. 


— Schleſiſche Bohnen mehr beachtet. — Schlaglein begehrt. — Raps⸗ 
kuchen 48—50 Sgr. pr. Cinr. 


Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen, alter . 60 —64—73 Erbſen 75 — 3862 
5 5 neuer 57—61—64 Lupi nen 50—65—75 
Gelber Welzen, alter... 58—64—68 Bohnen ash 70-78-—85 
7 „ neuer. 51—53—57 Sgr. pr. Sack d 150 Pfd. Brutto. 
Erwachſener Weizen .. 45 —47—49 Schlag⸗Leinſaat . . 155 —175—193 
Roggen 40 —42 Winter⸗Raps . 178205 —220 
Gerſte, neube 28 —31—37 Winter⸗Rübſen . 175 —195—210 
Hafer, neuer 23—25—27 Sommer-Rübfen.... 150 —175—185 
Kleeſaat, rothe, behauptet, ordinare 14—16% Thlr., mittle 17—18 , 


21—22 Thlr., hochfeine 23 - 24% Thlr. — 1 
104 87% Win, mille 18-18 Thi, Tine 10 "31% weiße e 24 
b mnnibee daße begablt, g -1g Wiz b Gentner. 

0 2 = pr. er. 
Auzteffeln pr. Sad e Sgr., Mepe 1—1 4 Sar. 
Robes Rüb dl pr. Etr. loco 12%, Thlr., Januar 12% Thlr., rage 
11 Ir. — Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 12 
Junger 1,0 b., pr. Frübjabr 18% Tl Mi 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. W. Friedrich) in Breslau. 
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